
 
 
Bürgermeister/in Beigeordnete/r Fachbereichsleiter/in 
 
Die Stadtverordnetenversammlung � hat in ihrer Sitzung am  
Der Hauptausschuss � hat in seiner Sitzung am  
 
den empfohlenen Beschluss mit � Änderung(en) und � Ergänzung(en) � gefasst � nicht gefasst.  
 
 
F.d.R.d.A. 

Vorlage 
 ⌧ öffentlich 

   nichtöffentlich Vorlage-Nr.: 398/06 
Der Bürgermeister 
Fachbereich/Abt.:       
 
FB 7 
 
 
 

zur Vorberatung an:  Hauptausschuss 
   Finanz- und Rechnungsprüfungsausschuss 
  Stadtentwicklungs-, Bau- und Wirtschaftsausschuss 
   Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss 
   Bühnenausschuss 
   Ortsbeiräte/Ortsbeirat:       
         
zur Unterrichtung an:   Personalrat Datum: 18.05.2006 
zum Beschluss an:  Hauptausschuss 
   Stadtverordnetenversammlung 

 
Betreff:  
Informationsvorlage zum Antrag der FDP-Fraktion zum Haushaltsplan 2006 (SVV – Vorlage 309/05) mit Betreff 
- Haushaltsplan 2006, HHSt. 0351, Gebäudeverwaltung 
 

Beschlussentwurf:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Informationsvorlage zur Kenntnis. 

Finanzielle Auswirkungen: 
 keine  im Verwaltungshaushalt  im Vermögenshaushalt 
 Die Mittel sind im Haushaltsplan eingestellt.  Die Mittel werden im Haushaltsplan eingestellt. 

Einnahmen:         Ausgaben:         Haushaltsstelle:         Haushaltsjahr:        
                        
                        
                        
                        
 

 Die Mittel stehen nicht zur Verfügung. 
 Die Mittel stehen nur in folgender Höhe zur Verfügung:       
 Mindereinnahmen werden in folgender Höhe wirksam:        

      Deckungsvorschlag:       
 
Datum/Unterschrift Kämmerer/Kämmerin: ___________________________________/ 
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Begründung: 
 
Die Verwaltung hat sich intensiv und fachbereichsübergreifend mit dem Thema Effektivierung der Ge-
bäudeverwaltung beschäftigt.  
Das Ergebnis ist im Folgenden dargestellt. 
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Der Aufbau einer effektiv funktionierenden Gebäudeverwaltung ist ein sehr umfassender, 
über Jahre andauernder Prozess. Die letzten KGSt-Berichte zu diesem Thema empfehlen den 
Kommunen, nicht vorschnell und vordergründig Rechtsformänderungen vorzunehmen, son-
dern zunächst die Organisation zu optimieren und weitere rechtsformunabhängige Verbesse-
rungsmöglichkeiten zu nutzen. Diese Aussage wurde auch ganz aktuell anlässlich der KGSt-
Regionalkonferenz am 07.04.06 in Potsdam bestätigt. 
Für die Stadtverwaltung Schwedt/Oder ergibt sich daraus die Schlussfolgerung, den mit der 
letzten Strukturänderung per 01.Januar 2005 entstandenen Status der Gebäudeverwaltung 
intern zu festigen und weiter an der Optimierung der damit verbundenen Aufgaben zu arbei-
ten.   
 
Begründung 
 
Die Stadtverwaltung Schwedt/Oder arbeitet seit mehr als 10 Jahren kontinuierlich daran, den 
kommunalen Gebäudebestand und die damit verbundene Gebäudeverwaltung und  
-bewirtschaftung zu optimieren und nicht zuletzt damit zur Haushaltskonsolidierung beizutra-
gen. 
 
Ein kurzer Exkurs in die Vergangenheit soll an dieser Stelle in Erinnerung bringen, wie sich 
die Entwicklung dieses Prozesses bis heute vollzogen hat. 
 
Wie bereits zu DDR-Zeiten wurden in den ersten Jahren nach der Wende die kommunalen 
Gebäude dezentral durch die jeweils zuständigen Fachämter verwaltet und bewirtschaftet. Es 
waren also z. B. die Schulen beim Schulverwaltungsamt, die Sportstätten beim Sportamt, die 
Kitas beim Jugendamt, die Kultureinrichtungen beim Kulturamt und die Verwaltungs-und 
sonstigen Gebäude beim Hauptamt angesiedelt. Das bedeutete eine Vielzahl von Schnittstel-
len, die zu Informationshemmnissen und Unübersichtlichkeit hinsichtlich der anfallenden 
Bewirtschaftungskosten führten. Da die Ausgaben mehrerer Gebäude regelmäßig auf einer 
Haushaltsstelle zu buchen waren, war es nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich, 
die Kosten pro Gebäude zu ermitteln und in Kontrolle zu halten. Das führte auch zu Proble-
men, wenn das damalige Liegenschaftsamt Gebäude oder Räume vermieten wollte, da die 
Miet- und Betriebskostenkalkulation nur nach entsprechender Zuarbeit der Fachämter vorge-
nommen werden konnte und hinsichtlich des Vertragsinhaltes großer Abstimmungsbedarf  
bestand. 
 
Es war deshalb ein wichtiger Schritt in Richtung zentrale Gebäudeverwaltung als 1995 die 
Medienversorgung für alle kommunalen Gebäude zentralisiert und beim Liegenschaftsamt 
angesiedelt wurde. Das war auch die Grundlage für den Aufbau eines Energiemanagements, 
welches unter anderem die monatliche Ablesung und Erfassung aller Zählerstände sämtlicher 
Objekte der Stadtverwaltung einführte. Dadurch wurde ein schnelles Reagieren bei Auffällig-
keiten möglich und es entstand mehr Planungssicherheit. Auch das Erstellen von Betriebskos-
tenabrechnungen wurde wesentlich erleichtert. Nach Freigabe des Energiemarktes erwies sich 
die zentrale Bewirtschaftung auch dahingehend als Vorteil, als dass es möglich wurde, durch 
den Abschluss von Bündelverträgen günstige Konditionen bei der Energielieferung zu erlan-
gen. 
 
 
Parallel zu diesen Prozessen arbeitete eine ämterübergreifende Arbeitsgruppe „Räumliche 
Verwaltungsgliederung“ mehrere Jahre an der endgültigen Lösung für den Standort der Stadt-
verwaltung. Während nach der Wende die Ämter in sechs Gebäuden untergebracht waren, 
sind heute alle Fachbereiche der Verwaltung in den beiden Rathäusern, Haus 1 und Haus 2 
anzutreffen. Dies hat zu einer wesentlichen Optimierung der Arbeitsabläufe und Kostenein-
sparungen geführt. 
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Mit der Strukturänderung im Jahr 1998 wurde der nächste wichtige Schritt in Richtung zentra-
le Gebäudeverwaltung vollzogen, indem die bisher vom Hauptamt verwalteten Gebäude voll-
ständig in die Zuständigkeit des Liegenschaftsamtes überführt wurden. Dem Liegenschafts-
amt oblag damit erstmalig das gesamte Spektrum der Hausverwaltung angefangen von Me-
dienversorgung über Gebäudereinigung, Gebäude- und Inventarversicherung, grundstücksbe-
zogene Gebühren und Steuern, Vermietungen und Werterhaltung (gemeinsam mit dem Hoch-
bauamt).  
In diesem Jahr wurde auch die Kosten- und Leistungsrechnung eingeführt und damit für jedes 
Gebäude eine eigene Kostenstelle angelegt. Die eingangs dargestellten Schwierigkeiten bei 
der Ermittlung der Kosten pro Gebäude bestehen seitdem nicht mehr. 
 
Bereits seit Mitte der 90-er Jahre war bundesweit der Trend bei den Kommunen zur intensive-
ren Beschäftigung mit dem Thema „Gebäudewirtschaft“ zu erkennen. Viele Fachzeitschriften 
und Seminarveranstalter griffen das Thema auf, und es gab verschiedene Modellprojekte in 
diversen Kommunen unterschiedlichster Größenordnungen. Als zu betrachtende Modelle  
kristallisierten sich dabei das Mieter/Vermieter-Modell und das Eigentümer-Modell heraus. 
(siehe Anlage 1)  
 
Seitens der KGSt wurde dieser Prozess über die Jahre mit umfassenden Untersuchungen, Be-
trachtungen, Aktualisierungen und sich daraus ergebenden Berichten tiefgründig begleitet. In 
ihren letzten Berichten stellt die KGSt dazu fest, dass die meisten Kommunen das Mieter-
/Vermietermodell umgesetzt haben bzw. anstreben. 
 
Diesen Weg ist auch die Stadt Schwedt/Oder gegangen, als im Jahr 2002 im Fachbereich Ge-
bäude- und Flächenmanagement die endgültige Zentralisierung aller kommunalen Gebäude 
vorgenommen wurde. Dieser Fachbereich übernahm damit die Eigentümerfunktion in vollem 
Umfang zu allen kommunalen Gebäuden und trat gegenüber den nutzenden Fachbereichen als 
Vermieter auf. Damit hatte Schwedt/Oder einen Stand der Entwicklung erreicht, bei der viele 
andere Kommunen noch am Anfang standen. 
 
 
Unter Federführung des Fachbereichs Gebäude- und Flächenmanagement wurde auch der 
SVV-Beschluss vom 04.03.2004 „Konzeption zur Optimierung derzeitiger Nutzungen in 
kommunalen Gebäuden“ auf den Weg gebracht. Mit der Umsetzung dieser Konzeption wer-
den bis Mitte des Jahres 2007 folgende Effekte erzielt:  
            -Konzentration von bisher zwei Bibliotheken an einem Standort 

- Konzentration der Musik- und Kunstschule an einem Standort 
- sinnvolle Nachnutzung der frei gewordenen Räume in der Lindenallee 62 a 
- Vermarktung der Grundstücke Lomonossowstr. 23 a und Karl-Marx-Straße 30/32  
    

 
Dieses Beispiel zeigt deutlich, dass es nicht nur um ein effektives Verwalten und Bewirtschaf-
ten von Gebäuden geht, sondern jederzeit auch um eine kritische Betrachtung des Gebäudebe-
standes hinsichtlich dessen Optimierung. Der bisher erreichte Stand bei der erfolgreichen 
Umsetzung o. g. Konzeption rechtfertigt im Nachhinein den eingeschlagenen Weg. 
 
Nachdem die Zentralisierung des Gebäudebestandes bei einem Fachbereich vorgenommen 
worden war, stellte sich die Frage, in welcher Organisationsform diese „Serviceeinheit Ge-
bäudewirtschaft“ am effektivsten arbeiten kann. In den Jahren 2003/2004 beschäftigte sich 
eine fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe der Stadtverwaltung mit diesem Thema. Dabei 
wurde der Weg gewählt, Städte mit entsprechendem Erfahrungsvorlauf  zu konsultieren, um 
daraus Schlussfolgerungen auf möglicherweise für Schwedt/Oder geeignete Modelle zu zie-
hen. 
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Im Vorfeld wurde zunächst die Expertin auf diesem Gebiet bei der KGSt in Köln, Frau 
Schmitz dazu befragt, welche Städte für derartige Konsultationen in Frage kommen. Eine 
wesentliche Erkenntnis aus den Gesprächen mit der KGSt war, dass die überwiegende Anzahl 
der bei der KGSt erfassten Städte im Rahmen der verschiedenen Betriebsformen nach dem 
Mieter/Vermieter-Modell verfahren. Bei den praktizierten Betriebsformen halten sich der Ei-
gen- bzw. Regiebetrieb in etwa die Waage. Nur wenige, zumeist Großstädte haben eine 
GmbH mit 100 % Gesellschafteranteilen gebildet. Als Kommune mit einem Outsourcing-
Modell war bei der KGSt nur die Stadt Wetter an der Ruhr bekannt. 
 
Die durchgeführten Konsultationen ergaben folgendes Bild. 
 
1.Stadt Brandenburg - Brandenburg  
Konsultationspartner war hier Herr Fellenberg – Leiter des Eigenbetriebes für Gebäude- und 
Liegenschaftsmanagement (Werkleiter). 
 
Die Stadt Brandenburg war eingebunden in ein organisatorisch/strategisches Pilotprojekt für 
ein Gebäude- und Liegenschaftsmanagement in Kommunen unter Federführung des OSGV 
(Ostdeutscher Sparkassen- und Giroverband) und wurde hier beratend begleitet durch die 
West KC (Westdeutsche Kommunal Consult) GmbH Düsseldorf. 
 
Im Jahre 2001 wurde aus einer Startphase mit einem Gebäudebestand von 220 Einzelobjekten 
und einer dezentral organisierten Grundstücksverwaltung mit 42,5 VbE verteilt auf 83 Ar-
beitsplätze in 9 Ämtern und 4 Dezernaten mit zuzüglich 69 VbE für Hausmeister/Handwerker 
ein Regiebetrieb gebildet. 
Die Struktur und Aufgabengebiete des Regiebetriebes entsprechen unserer gegenwärtigen 
Struktur auf Fachbereichsbasis. Zum Zeitpunkt der Konsultation erfolgten die letzten Vorbe-
reitungen zur Überleitung des Regiebetriebes in die Eigenbetriebsform. Als erkennbarer Prob-
lemschwerpunkt hierbei hatte sich bereits die Einführung der Kosten-/Leistungsrechnung her-
ausgestellt. 
Die Org.-Struktur (Anlage 2) geht von einem noch relativ hohen Personalbedarf aus. 
 
 
2. Stadt Wetter (Ruhr) – NRW 
 
Sehr intensive  Konsultationen wurden mit der Stadt Wetter (Ruhr) geführt. Ansprechpartner 
war hier Herr Jarik – Leiter Liegenschaften. Die Stadt hat 30.000 Einwohner und liegt im  
Ennepe-Ruhr-Kreis. 
1996 wurde auf dem Wege einer public –private – partnership mit der VEBA-Immobilien AG 
Bochum Verträge über die Bewirtschaftung und Instandhaltung von 80 städtischen Gebäuden 
abgeschlossen – Vertragslaufzeit 5 Jahre mit nachfolgender Option.  
Nach Ablauf der Vertragszeit erfolgte aus Kostengründen keine Verlängerung – seit 2001 
bewirtschaftet die Stadt die Gebäude wieder selbst. 
 
 
3. Stadt Lünen – NRW 
 
Die Stadt Lünen ist zwar sowohl von der Größe mit 93.000 Einwohnern als auch der Anzahl 
der zu bewirtschaftenden Gebäude mit 200 Stück nicht direkt mit Schwedt vergleichbar, aber 
interessant hinsichtlich der vertraglichen Regelungen im Rahmen des von der Stadt gewählten 
Mieter-/Vermieter-Modells.  
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Lünen hat sich für die Bildung einer eigenbetriebsähnlichen Lösung „Zentrale Gebäudebe-
wirtschaftung Lünen“ entschieden, die alle von der Kommunalverwaltung benötigten Gebäu-
de/Räume und Flächen zentral und komplex bewirtschaftet (Vorlagenbegründung als  
Anlage 3). Mieter dieser Gebäude, Grundstücke und Flächen ist die nutzende Struktureinheit 
(Amt, Fachbereich usw.). 
Hierzu gehören auch die jeweils zutreffenden Serviceleistungen wie z. B. Elt- und Wasserver-
sorgung, Heizung, Reinigung, Hausmeister. Es wurden entsprechende Vertragsmuster erarbei-
tet. 
 
 
4. Stadt Gera – Thüringen 
 
Die Stadt Gera hat im Jahr 1999 den Regiebetrieb „Zentrale Grundstücks- und Gebäudebe-
wirtschaftung der Stadt Gera“ gegründet und hier alle vormals in einer Vielzahl von Ämtern 
angesiedelten Aufgaben der Gebäude- und Grundstücksbewirtschaftung gebündelt. 
 
Neben dem gesamten Komplex des allgemeinen Grundstücksverkehrs handelt es sich um 314 
bebaute Grundstücke mit insgesamt 815 Gebäuden. Die vertraglichen Beziehungen zur Nut-
zung der Gebäude und Grundstücke wurden auch in Gera nach dem Mieter-/Vermieter-
Modell gestaltet. Im Jahr 2000 wurde der Regie- in einen Eigenbetrieb überführt. 
 
Vorausgegangen waren diesen, auch politisch getragenen strukturellen Verwaltungsentschei-
dungen umfangreiche Untersuchungen durch eine zentrale Arbeitsgruppe die letztlich zu der 
Erkenntnis führten: Alle gebäude- und grundstücksbezogenen Leistungen gehören in eine 
Hand. 
 
 
5. Stadt Bad Doberan – Mecklenburg-Vorpommern 
 
Bad Doberan war einbezogen in das OSGV – Pilotprojekt 2000/2001 und wurde beratend 
begleitet von der KES - Kommunalentwicklung Sachsen GmbH aus Meißen. Im Ergebnis der 
Untersuchung ist die Verwaltung bemüht, alle gebäudebezogenen Aufgaben in einer Struktur-
einheit zu bündeln. Zielstellung ist weiterhin die Einführung des Mieter-/Vermieter-Modells. 
Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
 
 
6. Stadt Delitzsch – Sachsen 
 
War wie Bad Doberan im OSGV – Pilotprojekt und hatte ähnliche Voraussetzungen. Neben 
der Aufgabenbündelung in einer Struktureinheit besteht das Verwaltungsziel in der Bildung 
eines Regiebetriebes und der Einführung des Mieter-/Vermieter-Modells. 
Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
 
 
7. Bad Liebenwerda – Brandenburg 
 
Die Stadt hat in den Jahren 1995/96 eine „Haus- und Grundbesitzgesellschaft mbH“ (HGB) 
gegründet. 
In diese Gesellschaft ist der gesamte Wohnungsbestand der Stadt als Eigentum überführt 
worden, analog Wohnbauten GmbH, sowie diverse vermietete und gemischt genutzte kom-
munale Gebäude, die bis dahin von der Stadt direkt verwaltet wurden. Rathaus, Schulen und 
Kitas blieben in Verwaltung der Stadt. Die HGB ist eine 100%-ige Tochter der Stadt. 
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Aus steuerlichen Gesichtspunkten wurde aus der HGB als 100%-ige Tochter die IGB gegrün-
det, die die Verwaltung des kompletten Wohnungsbestandes, der übrigen städtischen Gebäude 
und auch diverser Privatgebäude durchführt. 
Die für die Verwaltungsaufgaben notwendigen Gebäude bzw. Räume werden von der Stadt 
zurückgemietet.  
 
 
8. Stadt Beeskow – Brandenburg 
 
Bis auf das Rathaus und die Gemeindehäuser hat Beeskow alle übrigen städtischen Gebäude 
an freie Träger übergeben. 
 
• Schulen     - ein Schulverein 
• Bibliothek     - ein Bibliothekenverein 
• Kita´s     - unterschiedliche Träger 
• Sporthallen und Sportplätze   - Sportvereine 
• Personal auf Basis § 613a BGB 
• pauschaler Zuschuss für Bewirtschaftung und Werterhaltung von der Stadt an    
  die Vereine und Träger 
• Investitionen weiterhin durch die Stadtverwaltung 
 
 
 
Die Arbeitsgruppe kam im Anschluss zu folgendem Fazit: 
 
Im Ergebnis der Konsultationen verschiedener Städte in den alten und neuen Bundesländern 
kann die allgemeine Feststellung getroffen werden, dass die Herangehensweise der Städte zur 
Gestaltung einer optimalen Gebäudebewirtschaftung 
 
- stark beeinflusst wird von den z. T. sehr unterschiedlichen Ausgangssituationen der 

Verwaltungsstrukturen und 
- in Abhängigkeit von der Stadtgröße und damit dem Umfang des Gebäudebestandes 

von ganz unterschiedlicher Zielstellung geprägt ist. 
 
Als angestrebte Betriebsform hat sich bei den größeren Städten wie z. B. Gera, Lünen und 
Brandenburg die Bildung eines Eigenbetriebes als Vorzugsvariante herausgestellt, während 
kleinere Städte zum großen Teil noch damit beschäftigt sind, das gesamte Aufgabengebiet der 
Gebäudebewirtschaftung im Rahmen der Verwaltungsstruktur in einer Einheit zu bündeln. 
Die Bildung eines Eigenbetriebes ist im Zusammenhang mit der Umsetzung der Richtlinien 
aus der Eigenbetriebsverordnung mit einem relativ hohen Personalaufwand und der sofortigen 
Einführung der kaufmännischen Rechnungsführung (Doppik) verbunden. Für kleinere Städte 
und hierzu muss auch Schwedt/Oder gezählt werden, ist dieser Aufwand unverhältnismäßig 
hoch. (Übersicht zu Rechts- und Betriebsformen als Anlage 4)  
Die gezielte Vergabe der Bewirtschaftungs- und Unterhaltungsaufgaben an einen externen 
Privaten ist nur von der Stadt Wetter (Ruhr) bekannt. 
Dieses Modell ist nach eigenen Aussagen des Ansprechpartners der Stadt letztlich an den zu 
hohen Kostenforderungen des privaten Partners gescheitert – die Stadt verwaltet heute ihren 
Gebäudebestand wieder selbst. 
Ein wesentlicher Grund hierfür ist, dass ein privater Dritter immer nur gewinnorientiert arbei-
ten kann und unter diesem Gesichtspunkt seine Kosten kalkuliert. Im Übrigen ist diese 
Dienstleistung umsatzsteuerpflichtig, was ab 2007 allein schon mit 19 % zu Buche schlägt. 
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Aus den Erfahrungen der konsultierten Städte und  in Auswertung besuchter Fachseminare 
kam die Arbeitsgruppe für Schwedt zu der Erkenntnis, dass man mit der Aufgabenbündelung 
in einem Fachbereich  
a) voll im Entwicklungstrend der Städte der KGSt liegt und 
b) im Vergleich zu vielen vergleichbaren Städten schon einen relativ guten Stand erreicht 

hat. 
 
Als Entwicklung war allerdings auch zu erkennen, da sich bei einer Reihe von Kommunen im 
innerbetrieblichen Umfang die Verrechnungsmethodik nach dem Mieter-/Vermieter-Modell 
immer mehr durchsetzt. 
 
 
Im Zusammenhang mit dem Eintritt des Fachbereichsleiters Gebäude- und Flächenmanage-
ment in die ATZ-Freistellungsphase und der Einführung der neuen Verwaltungsstruktur zum 
01.01.2005 wurde die Struktureinheit „Gebäudeverwaltung“ dem Fachbereich 7 Bildung, Ju-
gend, Kultur, Sport angegliedert. Die Streichung der Stellen des Leiters und der Sekretärin 
des damaligen Fachbereiches 5 führten zu einer erheblichen Haushaltsentlastung. 
Die durch die letzte Arbeitsgruppe noch als Aufgabe formulierte Zusammenführung aller 
Hausmeister unter eine Leitung wurde nunmehr im Fachbereich 7 realisiert, was zu einer wei-
teren Optimierung der Prozesse in der Gebäudeverwaltung beitrug. 
 
 
 
 
Anlagen: 
 Gelöscht: ¶

¶
¶
¶
¶
¶
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